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Antrag 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck, Stefanie Blaschka, Silke Seif,  
Dietrich Wersich, Antje Müller-Möller, Nikola Tunići (CDU) und Fraktion 

zu Drs. 23/4523 

Betr.: Hitzeschutz verbindlich machen – obdach- und wohnungslose Men-
schen besser schützen 

Der Antrag der Fraktion Die Linke Drs. 23/4523 greift mit dem Schutz obdach- und 
wohnungsloser Menschen vor extremer Hitze ein reales Problem auf. Menschen ohne 
eigenen geschützten Wohnraum sind hohen Temperaturen, direkter Sonneneinstrah-
lung, Dehydrierung und hitzebedingten Gesundheitsgefahren in besonderer Weise 
ausgesetzt. Fehlende Rückzugsorte, eingeschränkter Zugang zu Trinkwasser, fehlen-
de Abkühlungsmöglichkeiten und bestehende gesundheitliche Belastungen können in 
Hitzeperioden schnell zu akuten Gefährdungslagen führen. 

Hamburg verfügt mit dem Hitzeaktionsplan Hamburg bereits über einen gesamtstädti-
schen Rahmen für gesundheitlichen Hitzeschutz. Dieser wurde mit Drs. 22/17626 
vorgelegt. Der Hitzeaktionsplan beschreibt die gesundheitlichen Risiken von Hitze, 
benennt vulnerable Gruppen und enthält Maßnahmensteckbriefe für unterschiedliche 
Handlungsbereiche. Er ist jedoch ausdrücklich als Rahmenplan angelegt. Gerade mit 
Blick auf obdach- und wohnungslose Menschen bleibt er bislang an entscheidenden 
Stellen zu unkonkret. Dies zeigt sich insbesondere an den Maßnahmensteckbriefen  
L-13 „Hitzeschutz in Tagesaufenthaltsstätten“ und L-15 „Hitzeschutz: Straßensozialar-
beit“. Zwar wird dort beschrieben, dass insbesondere obdachlose Menschen unter 
den Folgen länger andauernder Hitzeperioden leiden und ohne sicheren Rückzugsort 

erheblichen Gesundheitsrisiken ausgesetzt sind.1 Allerdings ist vielmehr ein verbindli-
cher, operativer Hitzeschutzplan erforderlich, der klar festlegt, was bei welcher Hitze-
warnstufe geschieht, wer zuständig ist, welche Angebote verfügbar sind und wie  
besonders gefährdete Menschen tatsächlich erreicht werden. 

Die CDU-Fraktion hat bereits mit Drs. 23/3266 deutlich gemacht, dass Hamburg bei 
Extremwetterlagen verlässlichere, besser erreichbare und klarer geregelte Schutzan-
gebote für obdach- und wohnungslose Menschen braucht. Dort wurde unter anderem 
gefordert, einen konkreten Maßnahmenplan für Extremwetterlagen zu entwickeln, die 
Träger der Drogen- und Obdachlosenhilfe einzubeziehen, die Bezirke zu beteiligen 
und festzulegen, bei welchen definierten Wetterlagen welche Maßnahmen durch wel-
che Stellen an welchen Standorten angeboten oder ausgeweitet werden. 

Der Antrag Drs. 23/4523 benennt daher zwar ein berechtigtes Anliegen, bleibt jedoch 
in der Umsetzung zu pauschal. Eine neue Hitze-Hotline, zusätzliche Aufenthaltskapa-
zitäten oder mehr Trinkwasserangebote entfalten nur dann Wirkung, wenn sie in eine 
verbindliche Struktur eingebettet sind. Entscheidend ist, dass der bestehende Hitzeak-
tionsplan fortgeschrieben, für obdach- und wohnungslose Menschen konkretisiert und 
mit einer verbindlichen Maßnahmenmatrix nach DWD-Hitzewarnstufen hinterlegt wird. 
Ebenso braucht es eine jährlich veröffentlichte Übersicht über vorhandene Hitze-
schutzangebote, eine systematische Erfassung besonders relevanter Hitze-Hotspots, 
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konkrete Versorgungspläne für diese Orte sowie eine Weiterentwicklung der Kühle-
Orte-Karte, damit diese für obdach- und wohnungslose Menschen tatsächlich nutzbar 
ist. Dabei müssen Informationen nicht nur digital, sondern auch analog, niedrigschwel-
lig und mehrsprachig verfügbar sein. Auch der bereits bestehende telefonische Hitze-
informationsservice 040 115 sollte bei DWD-Hitzewarnung Stufe 2 daraufhin überprüft 
werden, ob seine Erreichbarkeit auf Wochenenden und Feiertage ausgeweitet werden 
kann. 

Ziel muss ein Hitzeschutz sein, der nicht erst im akuten Notfall reagiert, sondern vor 
Beginn jeder Hitzesaison verlässlich vorbereitet ist. Hamburg braucht klare Zuständig-
keiten, konkrete Angebote, erreichbare Informationen und nachvollziehbare Berichte 
über die Umsetzung. Nur so kann aus dem bisherigen Rahmenplan ein wirksames 
Schutzsystem für obdach- und wohnungslose Menschen werden. 

Die Bürgerschaft möge beschließen:  

Der Senat wird aufgefordert,  

1. den Hitzeaktionsplan Hamburg mit Blick auf obdach- und wohnungslose Men-
schen fortzuschreiben und dabei aus dem bisherigen Rahmenplan einen verbind-
lichen, operativen Hitzeschutzplan für diese Zielgruppe zu entwickeln; 

2. den Maßnahmensteckbrief L-15 „Hitzeschutz: Straßensozialarbeit“ grundlegend 
zu überarbeiten und dabei obdach- und wohnungslose Menschen eindeutig als 
Zielgruppe auszuweisen; 

3. für obdach- und wohnungslose Menschen eine verbindliche Maßnahmenmatrix 
nach DWD-Hitzewarnstufen vorzulegen, aus der hervorgeht, welche Maßnahmen 
bei Hitzewarnung Stufe 1 und 2 ausgelöst werden und welche Maßnahmen bei 
mehrtägigen Hitzewellen und Tropennächten gelten; 

4. jährlich bis spätestens 30. April eine öffentlich zugängliche Liste der Hitzeschutz-
angebote für obdach- und wohnungslose Menschen vorzulegen; 

5. gemeinsam mit den Trägern der Obdachlosenhilfe eine Liste besonders relevan-
ter Hitze-Hotspots für obdach- und wohnungslose Menschen zu erstellen; 

6. für diese Hitze-Hotspots einen konkreten Versorgungsplan zu entwickeln, der 
mindestens Trinkwasser, Schatten beziehungsweise Abkühlungsmöglichkeiten, 
Toilettenzugang und aufsuchende Hilfe und Notfallwege umfasst; 

7. die Kühle-Orte-Karte so weiterzuentwickeln, dass sie für obdach- und wohnungs-
lose Menschen tatsächlich nutzbar ist, insbesondere durch Angaben zu Öff-
nungszeiten, Barrierefreiheit sowie Erreichbarkeit mit dem ÖPNV; 

8. sicherzustellen, dass die Informationen zu kühlen Orten nicht nur digital, sondern 
auch analog, niedrigschwellig und mehrsprachig zur Verfügung stehen, insbe-
sondere über Tagesaufenthaltsstätten, Straßensozialarbeit, Notübernachtungs-
stellen, Beratungsstellen und medizinische Hilfsangebote; 

9. zu prüfen, ob die Erreichbarkeit des telefonischen Hitzeinformationsservice 040 
115 bei DWD-Hitzewarnung Stufe 2 auf Wochenenden und Feiertage ausgewei-
tet werden kann; 

10. der Bürgerschaft bis zum 31. Dezember 2026 über die Fortschreibung des Hitze-
aktionsplans und anschließend jährlich nach Ende der Hitzesaison über die  
Umsetzung zu berichten. 


